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Niederschrift

der offentlichen/nicht 6ffentlichen Sitzung des Ausschusses fur
Klimaschutz, Umwelt und Ordnung am 16.03.2023

offentlich
Ort: Stadthaus
Wappensaal
Marktplatz 2
06108 Halle (Saale)
Zeit: 17:00 Uhr bis 19:45 Uhr

Anwesenheit: siehe Teilnahmeverzeichnis



Anwesend waren:

Mitglieder
Alexander Raue

Anja Krimmling-Schoeffler
Marion Krischok

Andreas Scholtyssek
Johannes Streckenbach

Wolfgang Aldag
Christian Feigl

Dorte Jacobi
Johannes Menke

Johannes Krause

Herr Klaus E. Hansel
Torsten Doege

Holger Krause

Burkhard Lothholz
Anne-Marleen Miller-Bahlke

Sabine Wolf
Verwaltung
René Rebenstorf
Tobias Teschner
Simon Kuchta

Daniel Zwick
Sarah Lange

Entschuldigt fehlten:

Guido Haak

Beate Thomann

Dr. Silke Burkert
Jens Breitengraser
Stefan Schulz
Jannik Balint

Arian Michael Sudau

Ausschussvorsitzender,
AfD-Stadtratsfraktion Halle

Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat Halle (Saale)
CDU-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU-Stadtratsfraktion Halle (Saale),
Vertreter fur Herrn Haak

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
Vertreter fur Frau Thomann

Fraktion MitBurger & Die PARTEI

Fraktion Hauptsache Halle & Freie Wahler,
Teilnahme bis 19:16 Uhr

SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale),

Vertreter fur Frau Dr. Burkert,

Teilnahme bis 19:12 Uhr

Fraktion Freie Demokraten im Stadtrat von Halle (Saale)

Sachkundiger Einwohner
Sachkundiger Einwohner
Sachkundiger Einwohner
Sachkundige Einwohnerin,
Teilnahme bis 18:36 Uhr
Sachkundige Einwohnerin

Beigeordneter fiir Stadtentwicklung und Umwelt
Leiter FB Sicherheit

Leiter FB Umwelt

Leiter DLZ Klimaschutz

Protokollfiihrerin

CDU Stadtratsfraktion Halle (Saale)
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)
Sachkundiger Einwohner
Sachkundiger Einwohner
Sachkundiger Einwohner
Sachkundiger Einwohner



zZu Einwohnerfragestunde

Zu Fragesteller 1 zur GebUhrensatzung

Fragesteller 1 bezog sich auf die Abfallgebihrensatzung und sagte, dass die Stadtverwal-
tung Bescheide aufgehoben hat und nun fiir die Gebilhrensatzung 2017 kein Urteil vorzu-
weisen ist. Er verwies auf die rechtliche Konsequenz. Er fragte, ob die Stadtverwaltung An-
derungen an der neuen Gebilhrensatzung geplant hat.

Herr Rebenstorf sagte, dass in Einwohnerfragestunden nur Themen der Tagesordnung o-
der Themen des allgemeinen Interesses besprochen werden. Er sagte, dass die Anmerkung
daher lediglich zur Kenntnis genommen wird, da eine personliche Angelegenheit in die Of-
fentlichkeit getragen wird.

Fragesteller 1 antwortete, dass es um die Thematik Satzungsentwicklung und nicht um eine
eigene Angelegenheit geht. Er verwies auf dienstrechtliche Folgen bei Nichtbeantwortung
der Fragen. Er fragte, ob das Gebihrensatzungsverfahren verandert wird.

Herr Rebenstorf sagte, dass seiner vorangegangenen Anmerkung nichts hinzuzufiigen ist.

Fragesteller 1 fragte die anwesenden stimmberechtigten Ausschussmitglieder, ob diese sich
die fachliche Hoheit Uber die Satzungen zuriickholen wollen und wie dies geplant ist.

Herr Raue sagte, dass diese Frage nicht beantwortet werden kann. Er sagte zu, diese als
Anregung aufzunehmen. Er schlug Fragesteller 1 vor, sich mit den Fraktionen entsprechend
in Verbindung zu setzen und die Frage vorzutragen.

zul Eroffnung der Sitzung, Feststellung der OrdnungsmaéaRigkeit der Einladung
und der Beschlussfahigkeit

Die offentliche Sitzung des Ausschusses fir Klimaschutz, Umwelt und Ordnung wurde von
Herrn Raue eroffnet. Er stellte die OrdnungsmaRigkeit der Einladung sowie die Beschluss-
fahigkeit fest.

Zu 2 Feststellung der Tagesordnung

Herr Aldag stellte zum TOP 5.3 den Geschéftsordnungsantrag auf Nichtzusténdigkeit des
Ausschusses und begriindete dies.

Herr Raue bat um Abstimmung zum Geschéftsordnungsantrag.

Abstimmungsergebnis GO-Antrag: einstimmig zugestimmt

Herr Raue vertagte den TOP 5.4 bis zur Ausschusssitzung im April.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen, sodass Herr Raue um Abstimmung der gednderten
Tagesordnung bat.



Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Somit wurde folgende geanderte Tagesordnung festgestellt:

3.

3.1.

4.1.

5.1.

5.2.

5.3.

5.3.1.

5.4.

5.5.

6.1.

7.1.

Entscheidung tber Einwendungen gegen die Niederschrift und Bestétigung der Nieder-
schrift

Entscheidung Uber Einwendungen gegen die Niederschrift und Bestatigung der Nieder-
schrift vom 09.02.2023

Beschlussvorlagen

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 209 Wohn- und Geschéftsquartier Tuchrah-
men/ Mansfelder Stral3e - Beschluss zur 6ffentlichen Auslegung
Vorlage: VI11/2022/04813

Antrége von Fraktionen und Stadtraten

Antrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zu 6ffentlichen Toiletten
Vorlage: VI1/2022/05084

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Realisierung von Manahmen der
Waldverjiingung im Stadtwald
Vorlage: VI1/2023/05106

Antrag der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und MitBirger & Die PARTEI zur
Einflhrung eines Gastebeitrages in der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI1/2023/05107 abgesetzt

Anderungsantrag der Freien Demokraten (FDP) zum Antrag der Fraktionen BUNDNIS
90/DIE GRUNEN und MitBurger & Die PARTEI zur Einfuhrung eines Gastebeitrages in
der Stadt Halle (Saale)

Vorlage: VI1/2023/05247 abgesetzt

Antrag der AfD- Stadtratsfraktion zur monatlichen Berichterstattung der Stadtverwal-
tung Uber die Entwicklung der Anzahl 6ffentlicher Parkplatze fur Personenkraftwagen in
der Stadt Halle

Vorlage: VI11/2023/05112 vertagt

Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Erstellung eines Baumgutachtens zum
Zustand der Baume entlang der Damaschkestral3e

Vorlage: VI1/2022/05089

Mitteilungen

Fortschrittsbericht Roadmap Klimaneutralitat in Halle (Saale)

Anfragen von Fraktionen und Stadtraten

Anfrage der Stadtratin Marion Krischok, DIE LINKE, zu stadtischen Wasserspielanla-

gen
Vorlage: VI11/2023/05294



7.2. Anfrage der Stadtratin Marion Krischok, DIE LINKE, zu Mangeln an den Ortsfeuerweh-
ren
Vorlage: VI11/2023/05295

7.3. Anfrage der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zu Fahrradhdusern
Vorlage: VI11/2023/05301

7.4. Anfrage der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zu Tempo 30-Zone an der Liebenauer
StralRe
Vorlage: VI1/2023/05302

8. Anregungen

9. Entscheidung Uber Einwendungen gegen die Niederschrift und Bestatigung der Nieder-
schrift

9.1. Entscheidung Uber Einwendungen gegen die Niederschrift und Bestatigung der Nieder-
schrift vom 09.02.2023

10. Beschlussvorlagen

11. Antrége von Fraktionen und Stadtraten

12. Mitteilungen

13. Anfragen von Fraktionen und Stadtraten

14. Anregungen

zu 3 Entscheidung Uber Einwendungen gegen die Niederschrift und Bestatigung

der Niederschrift
zu 3.1 Entscheidung Uber Einwendungen gegen die Niederschrift und Bestatigung

der Niederschrift vom 09.02.2023

Es wurden keine Einwendungen zur 6ffentlichen Niederschrift vom 9. Februar 2023 einge-
reicht, sodass diese durch die Ausschussmitglieder bestéatigt wurde.

Abstimmungsergebnis: bestatigt

Herr Raue begrifite Herrn Hansel als neues Ausschussmitglied und Herrn Sudau als neuen
sachkundigen Einwohner.

Herr Rebenstorf teilte mit, dass Herr Kuchta als neuer Leiter des Fachbereichs Umwelt
kunftig am Ausschuss teilnehmen wird.

Herr Kuchta stellte sich vor.



zu 4 Beschlussvorlagen

zu 4.1 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 209 Wohn- und Geschéaftsquartier
Tuchréahmen/ Mansfelder Stral3e - Beschluss zur 6ffentlichen Auslegung
Vorlage: VII/2022/04813

Auf Antrag der AfD-Stadtratsfraktion wurde ein Wortprotokoll angefertigt.

Herr Raue
Zum Beschlussvorschlag darf gesprochen werden.

Herr Rebenstorf

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir legen Ihnen jetzt nochmal die Offenlage des
Bebauungsplanes Tuchrahmen/Mansfelder Strae vor. Wir hatten ihn am letzten Dienstag
im Planungsausschuss bereits vorgestellt, Frau Litgert ist heute auch mit da. Und im Vorge-
sprach, Herr Aldag, sind wir ja nochmal drauf eingegangen, dass Planungsthemen im Um-
weltausschuss nicht nochmal ausdriicklich besprochen werden sollen, wenn Fragen sind,
wlrden wir die natlrlich beantworten. Im Umweltausschuss sollen deswegen unsere Vorla-
gen, die aus dem Planungsausschuss kamen, insbesondere Umweltthemen beleuchtet wer-
den. Daran wollte ich einfach nur nochmal héflich erinnern. Wenn jetzt Fragen sein sollten,
wlrden Frau Litgert und ich zur Verfliigung stehen und die beantworten. Das wichtigste ist
natirlich die Kastanie, wir wissen, dass der Weg am Anfang nicht ganz einfach war auch mit
dem Investor in der Zusammenarbeit, aber am Ende denke ich, hat es doch ganz gut funkti-
oniert, dass mit ihrer tatkraftigen Unterstiitzung und das ist immer gut fur die Verwaltung,
wenn sie ein Votum des Stadtrates im Hintergrund hat. Da ist es einfacher auch, die Interes-
sen gegeniber dem Investor nochmal geltend zu machen. Die Kastanie bleibt stehen, sie
wird integraler Bestandteil der Freiflachengestaltung des Hofes der auch offentlich durch-
quert werden kann. Das ist formal kein 6ffentlicher Raum, diesen Terminus, muss ich auf-
passen, aber ich denke mal, so, wie man die Animationen und die Bilder gesehen hat, wird
der Baum und das Quartier fir die ganze Ecke in der Stadt ein sehr guter Impuls fir die
Stadtentwicklung sein. Besten Dank erstmal, wenn Fragen sind, wir beide sind da.

Herr Raue
So, dann darf jetzt gesprochen werden. Frau Miller-Bahlke.

Frau Miller-Bahlke

Ich habe eine kurze Nachfrage nochmal zur Kastanie. Ist es mdglich, die langfristig als Na-
turdenkmal zu schitzen? Gibt es diese Mdglichkeit, weil sie steht da schon sehr exponiert,
ist das vielleicht machbar?

Herr Raue
Herr Rebenstorf?

Herr Rebenstorf
Herr Johannemann, das ist eher was, was in lhre Richtung geht. Das ist weniger Baupla-
nungsrecht.

Herr Johannemann
Ich wiirde es mal als Anregung mitnehmen und mit der Naturschutzbehérde prifen lassen.



Herr Raue

Gibt es weitere Fragen, Anregungen? Da sehe ich nur noch eine, das ist meine. Herr Re-
benstorf, geht an Sie. Mich wiirde jetzt mal interessieren, unter dem Eindruck, Konflikte und
Krieg in Europa und dass wir es hier ja mit einem grof3en Gebaude zu tun haben, inklusive
Tiefgarage. Und ich gelesen habe, dass es unwirtschaftlich ist, fir den Betreiber, Bauherren,
eine zweite Tiefgaragenebene zu schaffen. Da wollte ich gerne mal wissen, welche Mdoglich-
keit die Stadt Halle (Saale) hat oder Gberhaupt eine Kommune hat, unter dem Aspekt Zivil-
schutz, ich sage mal Luftschutz bspw., Schutzraume, dem Investor Mittel zur Verfliigung zu
stellen, dass er z.B. eine zweite Tiefgaragenebene umsetzen kann oder den Investor zu ver-
pflichten, eine gewisse Schutzklasse, Zivilschutzklasse baulich zu schaffen, einzuhalten, wo
die Kommune im Prinzip diese Zielvorgaben setzt und die Mehraufwendungen Ubernimmt.
Das ist eine Frage.

Herr Rebenstorf

Ich wirde die Frage jetzt mal in die Ecke schieben, ich hatte ja vorhin gesagt, mehr die Um-
weltthemen aber unser Ausschuss heifdt ja Klima-, Ordnung- und Umweltausschuss. Deswe-
gen mache ich es jetzt mal, ich wirde jetzt verzichten, Herrn Teschner dazu das Wort geben
zu wollen, weil das glaube eher in seinen Bereich fallt. Ich glaube, meine Damen und Herren,
wir gehen immer vom Guten in dieser Welt aus, auch wenn das manchmal schwierig ist, ich
glaube, die Friedenssicherung hat oberste Prioritét, nicht nur in diesem Land, in dieser Stadt,
auf diesem Kontinent, sondert weltweit. Herr Raue, das ist eine sehr abstrakte Diskussion,
sehen Sie es mir nach an der Stelle, das sind Fragen, mit denen sich die Verwaltung, Gott
sei Dank, aufgrund der durchaus positiven Entwicklung, die es bei allen Schwierigkeiten in
Europa in den letzten 30 Jahren gegeben hat, aktuell nicht beschéftigen muss. Vielen Dank.

Herr Raue

Lieber Herr Rebenstorf, dass beantwortet meine Frage nicht. Ich habe gefragt, welche M6g-
lichkeiten es gibt, nicht nur ob Sie sich damit beschéftigen wollen oder nicht. Ich nehme das
erstmal zur Kenntnis, dass lhnen die Sicherheit der Biirger in der Stadt Halle (Saale) offen-
sichtlich so egal ist, dass Sie das abweisen, dass Sie mir die Frage so larifari beantworten,
finde ich ehrlich gesagt, weder anstandig, noch weitblickend. Ich glaube, auch in der Ukraine
hat das niemand kommen sehen und deswegen nochmal die Frage, welche Mdglichkeiten
gibt es, den Investor in dieser Richtung zu unterstiitzen oder auch zu verpflichten, gibt es da
Landes- oder Bundesmittel, die da im Prinzip bereitstehen? Gibt es kommunale Mittel und
aus welchem Etat kdnnte das finanziert werden und gibt es Richtlinien oder gab es Richtli-
nien, die das in irgendeiner Form einmal gefordert haben oder bereits fordern. Also, das ist
eine Frage, die, ganz ehrlich, ich finde das zu wenig, wenn Sie hier sagen, wir glauben an
den Frieden. Das haben alle anderen auch gedacht, also, ich glaube nicht an den Frieden,
ich glaube an die Realitat. Und die sieht gerade wenig friedlich aus und wenn ich sehe, wie
unsere Bundesregierung in den Krieg hineindrangt, glaube ich nicht, dass Sie als zustandi-
ger Baudezernent in dieser Stadt sich dahinter verstecken kénnen. Deswegen, bitte nochmal
die Frage, Herr Rebenstorf. Herr Teschner, Sie kdnnen auch antworten.

Herr Rebenstorf

Nein, Uber die Verwaltung entscheide ich, wer das Wort kriegt oder nicht, tut mir leid, dass
ich da jetzt so stringent bin an der Stelle. Das Thema ist wichtig, Herr Raue. Das habe ich
Ihnen gesagt. Mir ist die Sicherheit der Burgerinnen und Burger nicht egal. Ich habe ein Bau-
gesetz, was ich einzuhalten habe. Die Prifschritte sind im B-Plan-Verfahren ausfihrlich be-
leuchtet und betrachtet worden. Wir haben all das bericksichtigt, was der Gesetzgeber uns
aufgegeben hat. Da geht es auch um Fragen der Sicherheit, wenn es brennt, wenn die Feu-
erwehr kommen muss usw. Ich denke, dass dieser B-Plan ausfihrlich, in der Tiefe, in der
Breite all diese Themen bertcksichtigt, die sowohl von Landes, als auch von Bundesebene
kommen, und aus diesem Grund sehe ich jetzt keinen weiteren Diskussionsbedarf, noch
Fasser aufzumachen, fur die uns der Gesetzgeber bis auf Weiteres noch nicht erméachtigt



hat, auch diese Fragen im Bebauungsplanverfahren auch zu erértern. Also daher denke ich,
habe ich jetzt abschliel3end fir die Verwaltung geantwortet.

Herr Raue

Also ich sehe da auch keine Ermachtigung. Das ist ja eine Sache, die Sie selber auch ent-
scheiden kénnen, wo Sie auch an den Gesetzgeber oder lGiberhaupt selbst in der Stadt Halle
(Saale) Grundlagen schaffen kdnnen, aber ich nehme erstmal zur Kenntnis, dass Sie das
nicht wollen, dass lhnen das Thema nicht wirklich wichtig ist und vor allen Dingen, dass Sie
meine Frage wieder noch nicht beantwortet haben. Aber ist in Ordnung, Herr Rebenstorf, sei
es so. Wenn wir so zusammenarbeiten wollen, dann ist es jetzt so. Ja, bitte Herr Lothholz.

Herr Lothholz

Ich habe kurz eine Frage. Ich habe jetzt gerade wegen der Kastanie nochmal gesehen, mit
der erforderlichen Baugrenze, die Sie um den Baum gezogen haben, da habe ich eine Fra-
ge. Wie wird denn die tatsachlich gesichert die Baugrenze?

Frau Lutgert

Ja, guten Tag. Die Baunutzungsverordnung regelt, dass Baugrenzen zwar unterschritten
aber nicht Uberschritten werden dirfen. Und es gab umfangreiche Untersuchungen, auch
jetzt nochmal speziell zur Regenwasserzufihrung fur die Kastanie, sodass wir sehr positiv
davon ausgehen, dass mit der Erflllung der ganzen Rahmenbedingungen, die auch Uber
den momentan vorhandenen Kronenbereich rausgehen, bzgl. der Absténde, die Kastanie
auch langfristig erhalten bleibt.

Herr Lothholz
Da war meine Frage vielleicht nicht ganz richtig, sondern eher, wie sorgt die Stadt dafir,
dass da kein Kran ausversehen dagegen fahrt.

Frau Lutgert
Da gibt es im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens entsprechende Auflagen, die durch
die untere Naturschutzbehdrde dann beztiglich der Einhaltung geprtft werden.

Herr Lothholz
Also kommt da kein Zaun drum herum wahrend der Bauphase oder was Ahnliches.

Frau Lutgert

Im Rahmen der Baugenehmigung wird die untere Naturschutzbehdrde die entsprechenden
Auflagen zur Sicherung der Kastanie formulieren. Also das weil} ich jetzt nicht, ob da ein
Zaun reicht, ob man sich umfangreichere Malinahmen vorstellt. Das wird gepruft und das
wird dann auch beziiglich der Umsetzung und der dauerhaften Vorkehrung durch die untere
Naturschutzbehdrde im Blick behalten. Aber ich bin auch wirklich nach den Gesprachen, die
wir hier sehr umfangreich gefiihrt haben der Auffassung, dass die Investoren selber Uber-
haupt kein Interesse daran haben, hier anderweitig zu handelt als den Erhalt der Kastanie in
jeder Hinsicht jetzt sicherzustellen.

Herr Raue
Herr Lothholz, alle Fragen beantwortet? Wunderbar.

Gut, dann sehe ich keine weiteren Fragen. Dann kommen wir zur Abstimmung tber die Be-
schlussvorlage.

-Wortprotokoll Ende-

Abstimmungsergebnis SKE: einstimmig zugestimmt




Abstimmungsergebnis SR: einstimmig zugestimmt

Beschlussempfehlung:

1. Der Stadtrat bestatigt den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr.
209 ,Wohn- und Geschéftsquartier Tuchrahmen/ Mansfelder Stra3e” in der Fassung
vom 27.01.2023 sowie die Begriindung zum Entwurf in der Fassung vom 27.01.2023.

2. Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 209 ,Wohn- und Ge-
schaftsquartier Tuchrahmen/ Mansfelder Straf’e in der Fassung vom 27.01.2023
sowie die Begrindung zum Entwurf in der Fassung vom 27.01.2023 sind o6ffentlich
auszulegen.

Zub Antrage von Fraktionen und Stadtraten

zu5.1 Antrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zu 6ffentlichen Toi-
letten
Vorlage: VI1/2022/05084

Frau Krischok brachte den Antrag ihrer Fraktion ein und begriindete diesen. Sie fragte, ob
die Verwaltung die Férderfahigkeit , Toilette fur alle“ geprift hat.

Herr Heinz sagte, dass der Punkt eins des Antrages bereits bearbeitet wird und die Ergeb-
nisse bereits zeitnah vorgelegt werden kénnen. Zur ,Toilette fiir alle* gibt es noch kein For-
derprogramm. Er sagte jedoch eine Prifung zu.

Frau Jacobi fragte, ob barrierefrei auch den kostenfreien Zugang beinhaltet. Sie fragte, ob
das entsprechend in der Kostenprifung so vorgesehen ist.

Herr Heinz sagte, dass kein Miinzautomat vorgesehen ist. Er teilte mit, dass Abstimmungen
mit dem Behindertenbeauftragten erfolgen und dass gerade gepruft wird, welcher Aufwand
pro Objekt entstehen wirde. Er sagte zu, die Ergebnisse zur Verfigung zu stellen.

Herr Krause sprach sich flr den Antrag aus. Er bat jedoch darum, das Gebiet genauer ein-
zugrenzen. Er fragte, ob die Mehrkosten, welche neben der Aufgabenerledigung entstehen
koénnen, kontinuierlich getragen werden kénnen.

Herr Heinz sagte, dass eine Ubertragung der Aufgabe noch nicht abschlieRend geklart ist.
Die Stadtwerke mochte lediglich die Reinigung Ubernehmen. Er teilte mit, dass es sich in
jedem Fall um eine Dienstleistung der Stadtwerke handeln wirde, fur welche die Stadtver-
waltung aufkommen muss. Er gab den Hinweis, dass behindertengerechte Toilettenanlagen
einen groRen Kostenfaktor darstellen. Er sagte, dass auch Alternativvorschlage unterbreitet
werden sollen.

Herr Raue sagte, dass der Antrag im Hinblick auf Anzahl der Toiletten und Abstand spezifi-
ziert werden sollte. Er sprach sich fur den Antrag aus und gab den Hinweis, dass seine Frak-
tion bereits vor 2 Jahren den Antrag zum Hinweis auf offentliche Toiletten an Haltestellen
einbrachte. Er regte an, diese Ausschilderung mdglicherweise in den Antrag mit aufzuneh-
men,



Herr Hansel sprach sich fir den Beschlusspunkt eins und gegen den Punkt zwei aus, wenn
sich dieser nicht um einen Priufauftrag handelt. Er sagte, dass auch ein externer Dienstleister
in Frage kame.

Herr Feigl sagte, dass bereits vor zwei Jahren eine Toilette am Spielplatz am Thiringer
Bahnhof gepruft werden sollte und bat darum, Prifergebnisse nicht zu pauschalisieren, son-
dern die Kosten entsprechend der Ausgangsbedingungen an den unterschiedlichen Orten
aufzuzeigen.

Frau Krischok verwies auf Seite 24, wo aufgezeigt ist, dass die Toilette am Thiringer
Bahnhof notwendig ist. Zudem verwies sie auf die Standorte auf Seite 26. Zudem bezog sie
sich auf die Anmerkung von Frau Jacobi und sagte, dass die Nutzung mit dem Euroschlissel
kostenfrei sein kdnnte. Hinsichtlich Art und Umfang der Toiletten sagte sie, dass dies im
Ausschuss diskutiert werden sollte. Sie warb fir den Antrag.

Herr Raue fragte Frau Krischok, ob sie die Hinweisschilder an Haltestellen fir sinnvoll erach-
tet oder ob sie andere Vorschlage hétte.

Frau Krischok sprach sich dagegen aus, an jeder Haltestelle der Stadt Hinweisschilder an-
zubringen.

Herr Scholtyssek sagte, dass die Toilettensituation in der Stadt verbessert werden muss. Er
bat darum, die Kosten gestaffelt, also je nach Stadtbereich aufzulisten, dazu auch touristisch
stark besuchte Standorte und ein Maximalpaket fir die gesamte Stadt, damit eine gewisse
Auswahl vorliegt. Bei den Kosten soll ebenfalls die Vandalismus Sicherheit beachtet werden.

Herr Menke fragte, ob Toilettenkonzepte anderer Stadte betrachtet werden und regte an,
verschiedene Konzepte einzubringen, um zwischen Alternativen entscheiden zu kénnen.

Herr Heinz bestatigte dies und nahm die Anregung auf.

Weitere Wortmeldungen gab es nicht. Herr Raue bat um Abstimmung.

Abstimmungsergebnis SKE: einstimmig zugestimmt

Abstimmungsergebnis SR: einstimmig zugestimmt

Beschlussempfehlung:

1. Bis zum September 2023 erarbeitet die Verwaltung ein Toilettenkonzept, welches
sichert, dass in absehbarer Zukunft in der gesamten Stadt 6ffentliche Toiletten taglich
mindestens zwischen 06:00 und 22:00 Uhr zuganglich sind. Barrierefreie Toiletten sind
vollstdndig mit Euroschlisselzugang auszustatten und somit taglich rund um die Uhr
nutzbar zZu machen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt zu prifen, ob die Stadtwerke Halle GmbH die
offentlichen Toiletten Gbernehmen oder betreiben kann.

-10 -



zu 5.2 Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Realisierung von Maf3-
nahmen der Waldverjingung im Stadtwald
Vorlage: VII/2023/05106

Herr Aldag brachte den Antrag seiner Fraktion ein und begrindete diesen.

Herr Johannemann sagte, dass der Antrag als erledigt betrachtet werden kdnnte, da Natur-
verjingung bereits praktiziert wird. Er sagte jedoch, dass die Naturverjingung nicht erfolgs-
versprechend ist, da sich Baumarten naturlich vermehren und verjingen, welche zum Teil im
Widerspruch zu FFH-Zielen stehen. Die Saatgutvermehrung wird ebenfalls bereits praktiziert.
Der Erfolg halt sich jedoch in Grenzen, wobei die Pflege sehr aufwendig ist.

Herr Aldag sagte, dass lediglich Teile der Forsteinrichtung im Antrag benannt werden und
entsprechend dieser dann auch verfahren werden kann.

Herr Johannemann bestétigte dies.

Herr Menke bezog sich auf die Ausfihrungen von Herrn Johannemann und fragte, ob die
Forderungen des Antrages bereits aufgrund der Forsteinrichtung umgesetzt werden.

Herr Johannemann sagte, dass die Naturverjingung umgesetzt wird und keiner schriftli-
chen Niederlegung in einem Antrag bedarf.

Herr Menke konkretisierte seine Frage.

Herr Johannemann sagte, dass die Forsteinrichtung umgesetzt wird. Er merkte an, dass fur
bestimmte Abschnitte und Abteilungen gewisse Bewirtschaftungsmalnahmen vorgesehen
sind. Er sagte, dass aufgrund der Trockenheit der letzten Jahre vermehrt Totholz auf be-
stimmten Flachen entfernt werden musste, was in der Fortsteinrichtung so nicht vorgesehen
ist. Er merkte daher an, dass es immer Abweichungen zur Forsteinrichtung geben kann, da
entsprechend der tatsachlichen Gegebenheiten gehandelt werden muss.

Herr Raue fragte, ob die Robinie ein erwiinschter Baum ist, da diese sich von Jahr zu Jahr
verandert und Stacheln entwickelt. Zudem vermehrt sie sich rasant und steht damit den Le-
bensraumtypen entgegen.

Herr Johannemann bestétigte, dass die Robinie fur die Lebensraumtypen ein Problem dar-
stellt.

Frau Krimmling-Schoeffler sagte, dass der Antrag als zukiinftige Aufgabenbeschreibung
des Forsters, welcher in Zukunft eingestellt werden soll, angesehen werden kdnnte. Sie
sprach sich fur die Naturverjingung aus. Sie fragte nach dem Stand der Stellenausschrei-
bung fir die Stelle des Forsters.

Herr Rebenstorf sagte eine schriftliche Beantwortung zu.
Herr Krause sagte, dass die Durresituation eine besondere Herausforderung darstellt und
fragte, ob es sich um ein finanzielles Problem handelt, weil Kapazitaten nicht vorliegen, um

diese Herausforderung zeitnah zu bewaltigen. Er wollte wissen, ob mehr Arbeitskrafte und
Geratschaften eingesetzt werden mussten.
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Herr Johannemann sagte, dass in jedem Fall mehr Arbeitskréfte und Technik benétigt wer-
den. Er merkte an, dass im Hinblick auf die Forsteinrichtung die Pflicht zur Wieder- und Neu-
aufforstung besteht. Der Ersatz des Bestandes umfasst jahrlich 6.7 Hektar.

Herr Krause fragte, ob der Kapazitatsengpass zu bewaltigen ware, wenn Auftrage an Dritte
vergeben werden wiirden.

Herr Johannemann sagte, dass kaum Fachfirmen zur Verfligung stehen, da der Nachhol-
bedarf in Deutschland so enorm ist, dass sich diese auf die groReren Flachen konzentrieren.

Herr H. Krause regte an, junge Leute, beispielsweise ab Klasse zehn, fur Pflegegange zu
gewinnen.

Herr Hansel sagte, dass die Stellungnahme der Verwaltung nicht aussagekraftig ist und kei-
ne Positionierung gegeniiber dem Antrag erkennbar ist.

Herr Rebenstorf sagte, dass die Stellungnahme bis zur Stadtratssitzung vorliegen wird.
Herr Krause stellte einen Geschéftsordnungsantrag auf Vertagung des Antrags.

Frau Jacobi sprach sich gegen die Vertagung des Antrags aus.

Herr Raue bat um Abstimmung des Geschaftsordnungsantrags auf Vertagung.

Abstimmungsergebnis

GO-Antrag: mehrheitlich zugestimmt
Abstimmungsergebnis: vertagt

Beschlussvorschlag:

1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, in den kommenden drei Jahren bei der
notwendigen Waldverjingung in den stadtischen Waldern mit den vorhandenen
Finanzmitteln vorrangig Projekte der Naturverjiingung entsprechend der
Forsteinrichtung 2020 — 2029 auf geeigneten nahrstoffarmen Flachen mit wildsicherer
Umzaunung durchzuftihren.

2. Darlber hinaus sind in den kommenden drei Jahren mehrere Pilotprojekte mit
Saatverfahren auf geeigneten Flachen in den stadtischen Waldern zu realisieren. Auf
diesen Flachen konnen alternative Methoden gegen Wildverbiss eingesetzt werden.
Zu prifen ist die Beschaffung von Geraten/Maschinen fir die Sammlung von Saatgut
in den stadtischen Waldern und fir das Saen. Zu prifen ist auf3erdem in
Zusammenarbeit mit den Naturschutzverbdnden, wie die Bevdlkerung in die
Sammlung von geeignetem Saatgut in den Stadtwaldern einbezogen werden kann.

3. Uber den Stand der Umsetzung der MaRnahmen ist jahrlich im Ausschuss fiir
Klimaschutz, Umwelt und Ordnung zu berichten.

zu 5.5 Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Erstellung eines Baumgut-
achtens zum Zustand der Baume entlang der Damaschkestralle
Vorlage: VII/2022/05089

Herr Krause brachte den Antrag seiner Fraktion ein und begriindete diesen.
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In Abstimmung mit den Ausschussmitgliedern wurde Herrn Kriiger das Rederecht erteilt.
Herr Kruger nahm Stellung zum Antrag.

Herr Raue stellte fest, dass der Antrag damit erledigt wére.

Herr Krause fragte, wann die ersten Informationen im Stadtrat gegeben werden kénnen.
Herr Kruger teilte mit, dass dies zum Ende des Jahres 2024 erfolgen soll.

Frau Krimmling-Schoeffler stellte fest, dass 56 von 62 Baume erhaltenswiirdig sind, jedoch
36 geschadigt sind. Sie fragte, ob 36 von 62 Baumen geschéadigt sind.

Herr Krlger zitierte: ,Bei gleichbleibenden Standartbedingungen werden 26 von 55 Be-
standsbaumen eine Reststandzeit von mehr als 30 Jahren haben.” Er sagte, dass das ent-
sprechende Gutachten bei der HAVAG eingesehen werden kann.

Herr Raue sagte, dass davon ausgegangen werden kann, dass die HAVAG verantwortungs-
voll mit dem Stadtgriin umgeht.

Herr H. Krause fragte, inwieweit das neue Wasserschutzgesetz kiinftig Beachtung finden
wird und ob mehr Wasser im unmittelbaren Abflussbereich genutzt wird.

Herr Krause zog den Antrag im Namen seiner Fraktionen zurick.

Abstimmungsergebnis: zuriickgezogen

Beschlussvorschlag:

1. Zur Beurteilung des Zustandes der Baume entlang der Damaschkestralle wird ein
Baumgutachten beauftragt.
2. Die Ergebnisse werden dem Stadtrat per Informationsvorlage zuganglich gemacht.

Zu 6 Mitteilungen

zZu 6.1 Fortschrittsbericht Roadmap Klimaneutralitat in Halle (Saale)

In Abstimmung mit den Ausschussmitgliedern wurde Herrn Lux und Frau Dr. Nowak das Re-
derecht erteilt.

Herr Lux und Frau Dr. Nowak informierten anhand einer Prasentation Uber den Fortschritt
der Roadmap Klimaneutralitat in Halle (Saale).

Anmerkung: Die Prasentation ist in Session hinterlegt.

Frau Krimmling-Schoeffler sagte, dass sich hauptsachlich auf Freiflachen-PV fokussiert
werden soll. Sie sagte, dass Dachflachen in ausreichender Menge vorhanden sind, wobei
diese nicht so wirtschaftlich sein sollen. Sie wollte wissen, ob AGRI-PV zukinftig vorgesehen
ist, um Flachen doppelt nutzen zu kénnen.

Herr Lux sagte, dass Dachflachen nicht ausgeschlossen werden.
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Frau Dr. Nowak bezog sich auf die Frage zu AGRI-PV und sagte, dass eng mit wissen-
schaftlichen Einrichtungen zusammengearbeitet wird. Aktuell gibt es jedoch kein Projekt da-
zu, da dieses nicht wirtschaftlich dargestellt werden kann.

Frau Wolf bezog sich auf die Dekarbonisierung der Warmeversorgung und fragte, wie das
Ziel erreicht werden soll.

Frau Dr. Nowak sagte, dass der Gesetzgeber Klimaneutralitat bis zum Jahr 2045 vor-
schreibt. Sie informierte, welche Projekte gerade durchgefihrt werden. Sie sagte, dass der-
zeit ein Konzept fir zentrale und dezentrale Versorgung erarbeitet wird.

Herr H. Krause fragte, ob der Netzausbau lber alle Spannungsebenen in diesem Umfang
perspektivisch moglich wird.

Frau Dr. Nowak sagte, dass nur Handlungskompetenz vorliegt, wo auch die Zustandigkeit
vorliegt.

Herr Hansel sagte, dass zum einen Dachbegriinung und zum anderen PV-Anlagen auf Da-
chern gewinscht sind. Er fragte, ob sich diese beiden Systeme gegenseitig positiv beeinflus-
sen. Er fragte, ob PV-Anlagen auf Griindachern sinnvoll sind.

Herr Lux sagte, dass derzeit lediglich die Eignung der Déacher geprift wird. Er stellte fest,
dass diese Frage geklart werden muss. Er sagte, dass normalerweise der Eigentiimer dar-
Uber entscheidet.

Frau Lltgert sagte, dass Studien vorliegen, dass beide Systeme zusammen kein Problem
darstellen und sich gegenseitig begunstigen kdnnen. Die statischen Rahmenbedingungen
missen jedoch beachtet werden.

Herr Raue sagte, dass der Strom grof3er Freiflachen PV-Anlagen in direkter Nachbarschaft
verbraucht wird und nicht in andere Stadte transportieren soll. Er fragte, ob diese Annahme
korrekt ist. Zudem wollte er wissen, wie mit einem produzierten Uberschuss umgegangen
wird.

Herr Lux sagte, dass eine entsprechende Anlage die ersten 5 Jahren nicht von den Stadt-
werken sondern vom Vornetzbetreiber betrieben wird. Er merkte an, dass das Angebot und
die Nachfrage an Energie nicht immer in einem Gleichgewicht stehen. Der Netzbetreiber
muss dies ausregeln. Dies erfolgt Ublicherweise durch Abschaltung. Er sagte, dass bei
.Power to heat* elektrische Energie in Warme umgewandelt wird. Zudem merkte er an, dass
der produzierte Strom vor Ort verbraucht und nicht weiter transportiert wird.

Herr H. Krause stellte fest, dass die Digitalisierung der Netze notwendig ist. Er sagte, dass
neben den Dachflachen beispielsweise auch Parkflachen der HWG im Paulusviertel, wo
nicht pflegeintensive Baume stehen, Gberdacht werden kdnnten, um auch dort PV-Anlagen
zu installieren.

Herr Lux sagte, dass alle Vorschlage aufgenommen und gepruft werden.

Herr Doege fragte, ob auch der Ausbau der Windenergie vorrangig betrieben wird.

Herr Lux antwortete, dass kein Ausbau in der Stadt mdglich ist. Er merkte an, dass vorran-
gig der PV-Ausbau aufgegriffen wird.

Die Information wurde zur Kenntnis genommen.
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zZu 6.2 Informationen zu aktuellen Baumfallungen in der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VII/2023/05332

Die Baumféllliste ist in Session hinterlegt.

Die Information wurde zur Kenntnis genommen.

Zu 6.3 Information zu KatRetter

Herr Teschner berichtete kurz, was unter der App ,KatRetter” zu verstehen ist.

Herr Schoppe informierte anhand einer Prasentation Uber den aktuellen Stand zur App
,KatRetter".

Anmerkung: Die Prasentation ist in Session hinterlegt.
Herr Scholtyssek fragte, in welchem rdumlichen Umfeld die Nutzer informiert werden.
Herr Schdppe sagte, dass Nutzer im Umkreis von 500m informiert werden.

Herr Raue fragte, ob von den 142 Alarmierungen auch dramatische Einséatze inbegriffen
waren, welche durch die App-Nutzung erfolgreich beendet werden konnten.

Herr Schdppe sagte, dass jede Gefahrensituation fur den Betroffenen dramatisch ist. Er
sagte, dass durchaus Einsatze zum Erfolg gefuhrt haben. Eine genaue Anzahl konnte er
nicht nennen.

Herr Raue fragte, ob bei der Meldung Herz-oder Atemstillstand der Anrufer direkt um Re-
animationsmafinahmen gebeten wird und diese am Telefon angeleitet werden.

Herr Schéppe bestétigte, dass der Disponent den Anrufer nach der Bereitschaft zur Reani-
mation fragt. Diese werden je nach Entscheidung angeleitet. Die Ersthelfer kénnen jedoch
nicht zu ReanimationsmafRnahmen verpflichtet werden, wenn sich die Ersthelfer dies nicht
zutrauen. Parallel zum Telefonat mit dem Ersthelfer werden die Rettungskrafte alarmiert.

Herr H. Krause fragte nach, was im Falle des Komplettausfalls von Telefon und Internet
passiert und wie die Meldekette abgesichert ist.

Herr Schoppe sagte, dass es keine Alternative gibt, wenn das Mobilnetz nicht funktioniert.
Er informierte, dass das Rettungsnetz separat abgesichert ist. In jedem Stadtteil soll zudem
ein Feuerwehrhaus zur Verfigung stehen, wo die Birger Notfalle melden kdnnen, und diese
von dort aus an die Leitstelle Gbermittelt werden.

Herr Raue merkte an, dass es in friheren Jahren Telefonzellen gab, die auch bei Stromaus-
fall funktionsfahig waren. Er fragte, ob solche in den Stadtteilen wieder installiert werden
konnten, um Notrufe bei Stromausfall abzusetzen.

Herr Teschner sagte, dass der Abbau der Telefonzellen eine Entscheidung des Betreibers
und nicht der Stadt war.
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Herr Raue fragte, ob diese Technologie hilfreich wére, wenn alle anderen Mdglichkeiten
nicht mehr funktionieren.

Herr Teschner sagte, dass Aufwand und Nutzen in einem ungunstigen Verhéltnis stehen
wirden.

Die Information wurde zur Kenntnis genommen.

zu 7 Anfragen von Fraktionen und Stadtraten

zu7.1 Anfrage der Stadtratin Marion Krischok, DIE LINKE, zu stadtischen Wasser-
spielanlagen
Vorlage: VI1/2023/05294

Frau Krischok bezog sich auf die Antwort der Verwaltung und sagte, dass die Zahlen be-
reits im Rahmen der Haushaltsplanung vorgelegt wurden mit dem Hinweis, dass diese nicht
abschlie3end sind. Sie fragte nach den aktuellen Zahlen.

Mikrofonausfall - Die Frage war nicht mehr verstandlich.
Herr Rebenstorf sagte eine Prufung hinsichtlich der aktuellen Zahlen zu.
zu 7.2 Anfrage der Stadtratin Marion Krischok, DIE LINKE, zu M&ngeln an den

Ortsfeuerwehren
Vorlage: VII/2023/05295

Die Antwort der Verwaltung wurde zur Kenntnis genommen.

zu 7.3 Anfrage der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zu Fahrradh&usern
Vorlage: VII/2023/05301

Die Antwort der Verwaltung wurde zur Kenntnis genommen.

zu 7.4 Anfrage der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zu Tempo 30-Zone an der Lie-
benauer StralRe
Vorlage: VII/2023/05302

Die Antwort der Verwaltung wurde zur Kenntnis genommen.
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Zu 7.5 Herr Doege zum Chamaéleon-Brunnen

Herr Doege fragte, wann der Brunnen am Neumarkt in Betrieb genommen wird.

Herr Johannemann sagte eine schriftliche Beantwortung zu.

Zu 7.6 Herr Doege zu KatWarn

Herr Doege stellte eine vorab schriftliche eingereichte Anfrage zu KatWarn:

1. Nachdem innerhalb eines halben Jahres zwei sehr grof3e Baume an Hauptwegen der
Peil3nitz umgesturzt sind, wére es da nicht sinnvoll bei Starkwindlagen uber
KATWARN eine Warnung abzusetzen?

2. Warum wurde die KATWARN Warnung fir einen Stromausfall im Westen der Stadt
praktisch erst mit dem Ende des Stromausfalls ausgelost?

Herr Teschner antwortete, dass nur bei Windstarken gewarnt wird, bei denen auch der

Deutsche Wetterdienst warnen wirde. Es soll vermieden werden, zu oft Warnungen abzu-
setzen, die dann moglicherweise nicht mehr ernst genommen werden.

zZu 7.7 Frau Krischok zu einem Stadtratsbeschluss

Frau Krischok stellte eine vorab schriftliche eingereichte Anfrage zum Praventionskonzept:

Zum Beschluss des Stadtrates Juni 2022 (s. Anlage, TOP 8.17) habe ich die folgen-
den Fragen:

Im Stadtrat (s. Anlage) wurden sechs Punkte beschlossen. Ich frage:

1. Wurde/wird seitens der Verwaltung das Praventionskonzept fortgeschrieben?
Wenn ja, mit welchem Inhalt?

2. Welche weiteren Akteure wurden/werden einbezogen?

3. Welche weiteren Arbeitsgruppen sind aus Sicht der Stadtverwaltung sinnvoll?

4. Hat die Verwaltung die gemeinsame Nutzung von Ressourcen geprift? Wenn ja,
mit welchem Ergebnis?

5. Hat sich die Verwaltung in die Erarbeitung des Konzeptes der Polizei
eingebracht?

6. Welche Schwerpunktbereiche existieren zz. und wo tritt der Ordnungsdienst
derzeit verstarkt auf?

7. Gibt es neue bzw. weiterentwickelte MaRnahmen?

Herr Teschner sicherte zur Frage eins, zwei und sieben eine schriftliche Beantwortung zu.
Zur Frage drei antwortete er, dass in Vorbereitung der Griindung des Praventionsrates der
Stadt Halle (Saale) aktuell die Mitglieder der Steuerungsgruppe gewonnen und die Einberu-
fung der Vollversammlung vorbereitet werden. Von dieser muss Uber die Einrichtung von
Arbeitsgruppen entschieden werden. Aktuell werden die vom Stadtrat in seinem Beschluss
vorgesehenen AGs auf Aktualitat und notwendige Akteure geprift und gleichzeitig diskutiert,
wie das Thema Jugendschutz und Kriminalitat in einer Arbeitsgruppenstruktur sinnvoll abge-
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bildet werden kann. Eine Empfehlung der Steuerungsgruppe wird zur Vollversammlung vor-
liegen.

Zur Frage vier antwortete er, dass zunéchst die konkreten Bedarfe fur den Datenaustausch
identifiziert und untersetzt werden missen. Der Bedarf ergibt sich aus dem aktualisierten
Praventionskonzept und den entsprechenden Malinahmen. Aus (datenschutz-)rechtlicher
Perspektive ist es zwingend erforderlich, den konkreten Bedarf und in der Folge die konkre-
ten Schnittstellen zu definieren. Dem nachgelagert erfolgt die technische (und gegebenen-
falls automatisierte) Umsetzung. Ein dauerhafter Austausch aller Informationen ohne rechtli-
che Zulassigkeit oder konkrete Zweckbindung ist aus Sicht des Datenschutzes und der Ver-
traulichkeit von Daten héchst bedenklich.

Die Frage funf bejahte er. Hierzu fand ein intensiver Informationsaustausch mit der Polizei
statt, der bis heute anhalt. Die polizeiliche Arbeit bei den Ermittlungen kann als &uf3erst er-
folgreich bezeichnet werden.

Zur Frage 6 sagte er, dass die Streifentatigkeit standig der aktuellen Lageentwicklung ange-
passt wird. Derzeitige Schwerpunkte sind unter anderem in der Innenstadt — insbesondere
Markt, Hallmarkt, Leipziger Str., Hansering, GroRRe Steinstral3e, Braunschweiger Bogen, siid-
liche Neustadt, Ochsenberg, Steintor, Ziegelwiese. Demnachst werden nochmals verstarkt
Parkanlagen bestreift.

Zu 7.8 Herr Raue zu Fahrradparkhauser

Herr Raue bezog sich auf das Fahrradparkhaus am Bahnhof und fragte, wer Eigentimer
dessen ist. Er sagte, dass die Nutzung der Fahrradbligel pro Stunde 25 Cent kostet und
demnach abschreckend wirken konnte, wodurch Fahrrader wieder Uberall angeschlossen
werden.

Herr Rebenstorf sagte, dass der Fahrradturm am Bahnhof im Eigentum der Deutschen
Bahn liegt und von dieser auch betrieben wird. Es handelte sich um ein Pilotprojekt wéhrend
der Pandemie. Die Bahn wird dieses Projekt evaluieren und der Bevolkerung mitteilen, ob
das Projekt fortgefihrt wird.

zZu 7.9 Herr Scholtyssek zu E-Scooter

Herr Scholtyssek fragte nach dem aktuellen Stand zu Abstellbereichen.

Herr Teschner sagte, dass auf Grund der definierten Abstellbereiche eine deutliche Verbes-
serung spirbar ist. Er teilte mit, dass derzeit Genehmigungsverfahren zu neuen Abstellberei-
chen laufen. Er sagte, dass Ordnungswidrigkeitsanzeigen bei nicht ordnungsgemaflem Ab-
stellen gefertigt werden.

zu 7.10 Herr Feigl zum Hufeisensee

Herr Feigl sagte, dass der Presse zu entnehmen war, dass regelméRige Probungen geben
soll. Er wollte wissen, wie diese ablaufen und wie der Stadtrat Uber die entsprechenden Er-
gebnisse informiert wird.
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Herr Rebenstorf antwortete, dass der genaue Ablauf der Probungen und wie der Stadtrat
informiert wird, noch nicht konkret festgelegt wurde. Der Stadtrat wird dann entsprechend
informiert.

zu 7.11 Herr Feigl zur BaumalRnahme in der unteren Leipziger Stral3e

Herr Feigl bezog sich auf eine Baumalnahme in der unteren Leipziger Strafl3e, wo erkenn-
bar eine beleuchtete Werbeanlage aufgebaut wird. Er fragte, auf welcher rechtlichen Grund-
lage eine solche Werbeanlage genehmigt wird und ob noch mehrere von diesen Anlagen in
der Stadt aufgestellt werden.

Herr Teschner sagte, dass die Firma STROER gemalR Werbenutzungsvertrag fur Werbung
im offentlichen Raum zusténdig ist. Bei der Umsetzung muss die Werbekonzeption beachtet
werden, welche der Stadtrat im Vorfeld hinsichtlich Anzahl und Ort fir Werbung im &ffentli-
chen Raum abgestimmt hat.

Herr Rebenstorf bestétigte, dass die Werbeanlage im Zuge des Werbenutzungsvertrages
aufgestellt wird. Er merkte an, dass alle Aspekte zur Aufstellung, bspw. Denkmalschutz be-
achtet, Sichtachsen und Verkehrssicherheit gepruft werden.

Herr Feigl sagte, dass es sich um eine grof3e Anlage handelt, welche quasi mitten im Ful3-
gangerbereich steht.

Herr Teschner sagte, dass der Stadtrat den Werbenutzungsvertrag im Vorfeld beschlossen
hat. Er merkte an, dass jeder Standort von Firma STROER beantragt und von der Stadtver-
waltung geprift wird. Dabei werden alle Aspekte, die von Herrn Rebenstorf genannt wurden,
beachtet.

zZu 7.12 Frau Jacobi zur Stellenausschreibung des Forsters

Frau Jacobi fragte, unter welcher Entgeltgruppe die Stelle bewertet wird.

Herr Johannemann antwortete, dass die Stellenbeschreibung derzeit zur Stellenbewertung
beim Team Organisation vorliegt und das Ergebnis dieser noch nicht vorliegt.

zu 7.13 Frau Jacobi zur Geiststralle

Frau Jacobi bezog sich auf das Verkehrszeichen 227.1, Uberholverbot fiir einspurige Fahr-
zeuge und fragte, ob die Aufstellung in der Geiststral3e geplant ist.

Herr Teschner sagte, dass die verkehrsrechtliche Anordnung ergangen ist. Der Auftrag zur

baulichen Umsetzung wurde ebenfalls erteilt. Das Verkehrszeichen wird in absehbarer Zeit
aufgestellt.
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zu 7.14 Herr Lothholz zum Spielplatz Seeben

Herr Lothholz fragte, ob bereits Ausschreibungen fir den Spielplatz Seeben eingeleitet
wurden. Er fragte, wann der Baustart erfolgen wirde. Weiter wollte er wissen, ob die Verwal-
tung Vororttermine durchftihrt, um die Nachpflanzpflicht von gefallten Baumen zu prifen und
in welchen zeitlichen Abstanden dies erfolgt. Er wollte wissen, wann die letzte Prufung in
Seeben erfolgte und fragte nach den Ergebnissen.

Herr Johannemann sagte hinsichtlich der Ausschreibung fur den Spielplatz eine schriftliche
Beantwortung zu.

zu 7.15 Herr Lothholz zu Ersatzpflanzungen

Weiter wollte Herr Lothholz wissen, ob die Verwaltung Vororttermine durchfihrt, um die
Nachpflanzpflicht von geféllten Ba&umen zu prifen und in welchen zeitlichen Abstanden dies
erfolgt. Er wollte wissen, wann die letzte Prifung in Seeben erfolgte und fragte nach den
Ergebnissen.

Herr Johannemann teilte mit, dass im entsprechenden Féllbescheid immer eine Frist zur
Nachpflanzung festgesetzt ist. Wenn sich der Erlaubnisinhaber nicht selbststandig bei der
Verwaltung meldet, erfolgt zunachst eine schriftliche Abfrage und dann eine Uberprifung vor
Ort.

Herr Lothholz bezog sich speziell auf das Grundstiuick im Dreieck Tornauer Weg/ Stral3e der
Einheit, wo vor einiger Zeit ein Wallnussbaum geféllt wurde. Funf Ersatzpflanzungen sollten
vorgenommen werden. Er sagte, dass nicht erkennbar ist, dass diese Ersatzpflanzungen am
Nordrand vorgenommen wurden.

zZu 7.16 Herr Krause zum Erker Sternstralle

Herr H. Krause sagte, dass am Erker in der Sternstrale eine massive Beschadigung durch
einen Lastkraftwagen vorliegt. Es besteht die Gefahr des Abstiirzens weiterer Hausteile. Auf
dem Burgersteig befinden sich drei Milltonnen, welche mit Absperrband den Bereich unzu-
ganglich machen sollen. Durch diese Absperrungen sind Passantinnen und Passanten ge-
zwungen, auf die Fahrbahn auszuweichen, was eine zusatzliche Bedrohung der Sicherheit
der Verkehrsteilnehmer darstellt. Er fragte, ob der Zustand der Stadt bekannt ist, ob davon
auszugehen ist, dass die Absperrung die Sicherheit der Passant/innen gewahrleistet und ob
es Vorhaben der Stadt gibt, die Durchsetzung der Einbahnstral3enregelung zu verbessern,
um weitere Unfalle zu vermeiden.

Herr Teschner sagte eine schriftliche Beantwortung zu.

zZu 7.17 Herr Krause zur Blackout-Strategie

Herr H. Krause bezog sich auf die Anfrage TOP 7.9 aus dem letzten Ausschuss und sagte,
dass Herr Puls mitteilte, dass eine detaillierte Auflistung zur Blackout-Strategie vorgelegt
werden kann. Er bat darum, dass diese zum nachsten Ausschuss vorgelegt wird.

-20 -



zu 7.18 Herr Aldag zum Konzept Altstadt

Herr Aldag bezog sich auf das Freiraum- und Begriinungskonzept Altstadt und sagte, dass
die Stadt Halle (Saale) scheinbar in der Bundesférderung nicht beriicksichtigt wurde. Er frag-
te nach dem weiteren Vorgehen.

Herr Rebenstorf sagte eine schriftliche Beantwortung zu.

zZu 8 Anregungen

zu 8.1 Frau Jacobi zur Ausschilderung Bewohnerparkplatz Domplatz

Frau Jacobi sagte, dass ihre Fraktion die Information erhielt, dass die Ausschilderung des
Bewohnerparkplatzes im Bereich des Domplatzes unzureichend ware. Daher kommt es h&au-
fig zu unberechtigter Nutzung des Parkplatzes. Sie regte an, die Situation vor Ort zu prifen
und bei Bedarf anzupassen.

Die Anregung wurde zur Kenntnis genommen.

Zu 8.2 Herr Aldag zur Baustelle am Reileck/Gravo Druck

Herr Aldag regte an, die Baustelle am Reileck/Gravo Druck bei schlechtem Wetter haufiger
zu Uberprifen. Er sagte, dass nach schlechtem Wetter vermehrte FulRwegverschmutzung
vorliegt.

Die Anregung wurde zur Kenntnis genommen.

zu 8.3 Herr Lothholz zur Baustelle in der Mansfelder StralRe

Herr Lothholz regte an, den Baum an der Baustelle in der Mansfelder Stral3e grof3flachiger
zu schitzen.

Die Anregung wurde zur Kenntnis genommen.

Zu 8.4 Herr Scholtyssek zur Kriminalitatsstatistik

Herr Scholtyssek regte an, die neue Kriminalitatsstatistik in der kommenden Ausschusssit-
zung vorzustellen.

Die Anregung wurde zur Kenntnis genommen.
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Da es keine weiteren Wortmeldungen gab, beendete Herr Raue die oOffentliche Sitzung des
Ausschusses fur Planungsangelegenheiten und bat um Herstellung der Nichtoffentlichkeit.

Fir die Richtigkeit:

Alexander Raue Sarah Lange
Ausschussvorsitzender Protokolifiihrerin

-22 -



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Tagesordnung
	Text
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß
	Zu

